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A. Einleitung

I. Defizit der deutschen Verwaltungsdigitalisierung

Vollkommen selbstverständlich werden in der modernen Gesellschaft der
2020er-Jahre immer mehr Konsumentscheidungen im Internet getroffen.
Ob Buchbestellungen, das Streamen von Musik und Filmen oder der Ab‐
schluss von Stromverträgen – der Zugang zu den Leistungen der Privat‐
wirtschaft ist vielfach (auch) digital ausgestaltet.

Anders stellt sich das Bild jedoch dar, wenn der Zugang zur deutschen
Verwaltung in den Blick genommen wird. Die Internetauftritte der zahlrei‐
chen Verwaltungsträger sind kaum miteinander verknüpft – schon die Su‐
che nach dem richtigen Ansprechpartner kann so einige Zeit in Anspruch
nehmen. Doch selbst wenn dieser gefunden ist, können viele Leistungen
nicht auf digitalen Wegen in Anspruch genommen werden. So bleibt der
sprichwörtliche „Gang zur Behörde“ auch weiterhin die Realität.

Insbesondere im Vergleich zu anderen europäischen Ländern zeigt sich
ein deutlicher Nachholbedarf. Im Digitalisierungsindex der Europäischen
Kommission aus dem Jahr 2020 belegt Deutschland im Bereich der digita‐
len öffentlichen Dienste nur Platz 21 von 281, ein Jahr später immerhin Platz
16 von 272. Auch im Jahr 2022 bleibt Deutschland nur ein Platz im hinteren
Mittelfeld.3 Dabei zeigen Umfragen, dass eine Mehrheit in Deutschland
Verwaltungsangelegenheiten digital erledigen will, hierbei aber nicht genü‐
gend Verfahren online verfügbar sind.4

Die Gefahren, die mit den digitalen Defiziten der deutschen Verwal‐
tung einhergehen, haben sich während der Corona-Pandemie eindrücklich
offenbart. Teilweise gab es Gesundheitsämter bei denen wichtige Arbeits‐
schritte noch mit Stift, Papier und Fax durchgeführt werden mussten.5
Gleichzeitig waren Bürger und Unternehmen weiterhin auf den „analogen“

1 Europäische Kommission, DESI 2020, Länderbericht Deutschland, S. 14.
2 Europäische Kommission, DESI 2021, Länderbericht Deutschland, S. 16.
3 Europäische Kommission, DESI 2022, Digital public services, S. 4.
4 Martini, in: Kahl/Ludwigs, Hdb d. VwR I, § 28, Rn. 14; zur Unzufriedenheit der Bevöl‐

kerung mit dem Stand der Digitalisierung siehe Initiative D21, eGovernment Monitor
2021.

5 Kinkartz, Gesundheitsämter: Mit Papier, Stift und Fax gegen Corona.
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Gang zu den Behörden angewiesen, da wichtige Verwaltungsangebote nicht
digital verfügbar waren. Es zeigt sich, dass eine digitale Verwaltung krisen‐
sicherer sein kann. Zudem kann eine digitale Verwaltung effizienter und
bürgerfreundlicher arbeiten.

Der Bedarf nach einer digitalisierten Verwaltung ist dem deutschen Ge‐
setzgeber keinesfalls unbekannt. Es gab bereits verschiedene rechtliche An‐
sätze, mit denen die Verwaltung für die neuen Herausforderungen gerüstet
und ein digitaler Transformationsprozess ermöglicht werden sollte. Zu nen‐
nen sind hier beispielsweise die Einführung des § 35a VwVfG und die
E-Government-Gesetze von Bund und Ländern.6 Auch wurde mit Art. 91c
Abs. 1 – 4 GG eine verfassungsrechtliche Verankerung für die Zusammen‐
arbeit von Bund und Ländern in der Informationstechnologie (IT) geschaf‐
fen.

Bei diesen rechtlichen Ansätzen blieb die grundsätzliche föderale Struk‐
tur der Bundesrepublik jedoch stets unangetastet. Im Ergebnis gibt es
zwar digitale Angebote unterschiedlicher Verwaltungsträger, diese sind aber
stark unterschiedlich ausgestaltet, schwer auffindbar und insgesamt unzu‐
reichend.7 Der Föderalismus stellt sich so als Hemmnis für die Digitalisie‐
rung der Verwaltung heraus.8

Um Abhilfe zu schaffen, wurde 2016 durch eine Konferenz der Regie‐
rungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern die Errich‐
tung eines zentralen Bürgerportals beschlossen.9 Über dieses sollten die
Online-Anwendungen der öffentlichen Verwaltung verfügbar gemacht wer‐
den. Infolge des Beschlusses kam es zunächst zu einer Grundgesetzän‐
derung. 2017 wurde Art. 91c GG um einen fünften Absatz erweitert.10
Danach wird der „übergreifende informationstechnische Zugang zu den
Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern […] durch Bundesgesetz mit
Zustimmung des Bundesrats geregelt“. Parallel dazu wurde mit dem Gesetz

6 Ausführlich zur einfachgesetzlichen Rechtslage vor dem OZG siehe Starosta, Der
Portalverbund, S. 356 ff.

7 Rüscher, DVBl 2017, 1530 (1530 f.); Schliesky/Hoffmann, DÖV 2018, 193 (194); Rüde‐
busch, KommJur 2020, 41.

8 Martini/Wiesner, ZG 2017, 193 (194); Rüscher, DVBl 2017, 1530 (1531); Schliesky/Hoff‐
mann, DÖV 2018, 193 (193).

9 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/konferenz-der-regierungschefinn
en-und-regierungschefs-von-bund-und-laendern-am-14-oktober-2016-in-berlin-besc
hluss-430850, zuletzt besucht am 14.3.2022.

10 BGBl I 2017, S. 2347.
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zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezu‐
gangsgesetz - OZG)11 ein Ausführungsgesetz erlassen.

Das OZG verpflichtet Bund und Länder, bis Ende des Jahres 2022 ihre
Verwaltungsleistungen über einen gemeinsamen Portalverbund verfügbar
zu machen (§ 1 OZG). Ziel des Gesetzes ist es, den elektronischen Gang
zur Behörde unkompliziert und sicher zu gestalten.12 Zudem erwartet die
Bundesregierung erhebliche finanzielle Vorteile. Allein mit der Digitalisie‐
rung der 60 wichtigsten Verwaltungsleistungen soll ein Einsparpotential
von 2,2 Milliarden Euro pro Jahr für Bürger und Unternehmen bestehen,
zuzüglich zu einem Einsparpotential von 700 Millionen Euro pro Jahr für
die Verwaltung.13

Die verfassungsrechtliche Relevanz dieses Vorhabens sollte nicht unter‐
schätzt werden. Immerhin widerspricht ein gemeinsames Portal zunächst
der grundsätzlichen Trennung der Verwaltungsräume von Bund und Län‐
dern. Außerdem trifft der Bund mit dem OZG auch Bestimmungen über
die Ausführung von Landesrecht durch Landesbehörden. Derartige Be‐
stimmungen waren dem Bund nach Art. 83 ff. GG bisher verwehrt. Insofern
bedeutet das OZG einen massiven Einschnitt in den deutschen Föderalis‐
mus. Darüber hinaus wird der Großteil der Umsetzungsarbeit durch die
kommunale Ebene geleistet werden müssen, von der die meisten Verwal‐
tungsleistungen angeboten werden. Angesichts dieser Kompetenzverschie‐
bung zulasten der Länder und der Arbeitsbelastung der Kommunen stellt
sich die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des OZG.

II. Gang der Untersuchung

Diese Frage soll von der vorliegenden Arbeit beantwortet werden. Hierzu
werden die Vorschriften des OZG untersucht und anschließend auf ihre
Verfassungsmäßigkeit hin überprüft.

Zuerst soll dafür auf die Methodik eingegangen werden, die der Arbeit
zugrunde liegt.14 Erläuterungsbedürftig ist insofern die Bedeutung der Ge‐
setzesmaterialien und der Entstehungsgeschichte im Rahmen der Ausle‐
gung.

11 BGBl I 2017, S. 3122 (3138).
12 BT-Drs. 18/11135, S. 5.
13 BT-Drs. 18/11135, S. 12.
14 S. u. B., S. 19 ff.
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Daraufhin soll die Entstehungsgeschichte von Art. 91c Abs. 5 GG und
dem OZG kurz skizziert werden.15 Hierbei wird auch ein knapper Über‐
blick zu den Regelungen des OZG und ihren bisherigen Reformen gegeben.

Anschließend werden die zwei zentralen Pflichten des OZG – die Digita‐
lisierungs- und die Verlinkungspflicht – auf ihre Verfassungsmäßigkeit un‐
tersucht.16 Hierzu soll zunächst die einfachgesetzliche Ausgestaltung dieser
Pflichten und ihre Beschränkung auf das sog. Front Office dargestellt wer‐
den.17 Der sachliche Anwendungsbereich wird dabei mittels der Auslegung
des Begriffs der „Verwaltungsleistung“ bestimmt.18

Die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit dieser Pflichten ist schließlich
davon abhängig, wer Adressat des OZG ist. Als solcher kommen einer‐
seits der Bund19 und andererseits die Länder20 in Betracht. Hierbei wird
separat untersucht, ob der Bund bzw. die Länder einfachgesetzlich einbe‐
zogen sind. Anschließend wird untersucht, ob die daraus resultierenden
Verpflichtungen verfassungskonform sind. Im Rahmen der Betrachtung der
Länder wird zudem auf die Sondersituation der Kommunen eingegangen,
die insbesondere in der Literatur bisher unterschiedlich beurteilt wird.21

Zum Schluss dieses Kapitel soll skizziert werden, ob für die grundrechts‐
berechtigte Verwaltung wohl andere Maßstäbe gelten.22

Danach wird die einfachgesetzliche Ausgestaltung des Nutzerkontos in
den Blick genommen und ebenfalls auf seine Verfassungsmäßigkeit unter‐
sucht.23

Einen weiteren Komplex bilden die Verordnungsermächtigungen nach
§§ 4 – 6 OZG.24 Auch hier soll zunächst die einfachgesetzliche Ausgestal‐
tung in den Blick genommen werden. Dann soll hinterfragt werden, ob für
die Verordnungsermächtigungen eine ausreichende Gesetzgebungskompe‐
tenz vorliegt. Anschließend wird überprüft, ob die Vorgaben des sonstigen
Verfassungsrechts eingehalten wurden.

15 S. u. C., S. 25 ff.
16 S. u. D., S. 29 ff.
17 S. u. D. I. – III., S. 29 ff.
18 S. u. D. IV., S. 33 ff.
19 S. u. D. V. 1., S. 46 ff.
20 S. u. D. V. 2., S. 50 ff.
21 S. u. D. V. 2. c), S. 62 ff.
22 S. u. D. V. 3., S. 77 ff.
23 S. u. E., S. 81 ff.
24 S. u. F., S. 89 ff.
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Ebenfalls untersucht wird die Regelung zur Bekanntgabe von Verwal‐
tungsakten nach § 9 OZG.25 Auch hier muss zunächst die einfachgesetzliche
Rechtslage erfasst werden.26 Dabei soll insbesondere ein Vergleich mit der
Bekanntgabe nach dem allgemeinen Verwaltungsrecht gezogen werden,
sowie die Anwendbarkeit von § 9 OZG im Steuer- und Sozialrecht in den
Blick genommen werden. Sodann wird die Verfassungsmäßigkeit des § 9
OZG dargestellt.27 Neben der Prüfung einer ausreichenden Gesetzgebungs‐
kompetenz wird überprüft, ob das Rechtsstaatsprinzip verletzt ist.

Noch nicht in Kraft getreten ist das sog. Datenschutzcockpit nach § 10
OZG.28 Mit § 11 OZG wurde lediglich eine Übergangsregelung geschaffen.
Dennoch soll die aktuelle Rechtslage dargestellt werden. Schließlich wird
auch diese Norm auf ihre Verfassungsmäßigkeit überprüft. Hierbei gilt es
zu untersuchen, ob für §§ 10, 11 OZG eine hinreichende Gesetzgebungs-
und Verwaltungskompetenz besteht. Zudem wird die verfassungsrechtliche
Zulässigkeit der Ausgestaltung des Inkrafttretens von § 10 OZG untersucht.

Durch diese Darstellung wird deutlich werden, dass die Verfassungsmä‐
ßigkeit des OZG zu großen Teilen von der Verfassungsmäßigkeit der neu
geschaffenen Kompetenznorm des Art. 91c Abs. 5 GG abhängt. Daher wird
überprüft, ob die Kompetenznorm selbst verfassungskonform ist.29

Anschließend soll die OZG-Umsetzung in den Blick genommen wer‐
den.30 Ausgehend vom Stand der Umsetzung werden hier auch Ansätze für
einen schnelleren Fortschritt skizziert.

Zudem soll das OZG in den unionsrechtlichen Kontext eingeordnet wer‐
den.31 Das OZG dient nicht der Umsetzung eines Unionsakt und ist auch
nicht unionsrechtlich determiniert. Der Aufbau eines Portalverbundes steht
dadurch allein zur Disposition des deutschen Verfassungsgebers. Dennoch
bildet das Unionsrecht einen Rahmen, der auch Auswirkungen auf die
Umsetzung des OZGs hat. Um ein umfassendes Verständnis zu erhalten, ist
es daher erforderlich diesen Kontext zumindest zu skizzieren.

Abschließend werden die Ergebnisse zusammengefasst.32

25 S. u. G., S. 125 ff.
26 S. u. G. I., S. 125 ff.
27 S. u. G. II., S. 133 ff.
28 S. u. H., S. 137 ff.
29 S. u. I., S. 155 ff.
30 S. u. J., S. 161 ff.
31 S. u. K., S. 175 ff.
32 S. u. L., S. 185 ff.
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B. Methodik

Mit der vorliegenden Arbeit soll die Verfassungsmäßigkeit des OZG unter‐
sucht werden. Dazu bedarf es einer sorgfältigen Auslegung sowohl des ein‐
fachen Rechts als auch der Verfassung. Entsprechend wird die Auslegung
die zentrale Methode dieser Arbeit sein. Dabei werden die Grundsätze an‐
gewandt, die das Bundesverfassungsgericht in seiner ständigen Rechtspre‐
chung zugrunde legt.

I. Ziel der Auslegung

Ziel der Auslegung ist, den in der Norm zum Ausdruck kommenden objek‐
tiven Willen des Gesetzgebers zu ermitteln.33 Dies folgt unmittelbar aus
dem Demokratie- und dem Rechtsstaatsprinzip.

Das Demokratieprinzip erfordert, dass alle staatliche Gewalt vom Volke
ausgeht (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG). Voraussetzung für die Geltungskraft staatli‐
cher Akte, wie von Gesetzen, ist deren demokratische Legitimation. Diese
Legitimation der Gesetze folgt aus der demokratischen Legitimation des
Gesetzgebers.34

Aus dem Rechtsstaatsprinzip wiederum folgt die Bindung der vollzie‐
henden (Art. 20 Abs. 3 GG) und der rechtsprechenden (Art. 20 Abs. 3, 97
Abs. 1 GG) Gewalt an das Gesetz, und damit an die Entscheidung des
Gesetzgebers.35 Daher darf die Interpretation einer Norm in keinen Fall
das gesetzgeberische Ziel in einem wesentlichen Punkt verfehlen oder ver‐
fälschen oder an die Stelle der Regelungskonzeption des Gesetzgebers eine
eigene Konzeption treten lassen.36

33 BVerfGE 1, 299 (Ls. 2, 312); 11, 126 (130 f.); 105, 135 (157); 133, 168, Rn. 66; 149, 126,
Rn. 75. Zu den Ansichten in der Literatur, was Auslegungsziel sei, siehe statt vieler
Wank, Methodenlehre, S. 155 ff.

34 BVerfGE 149, 126, Rn. 75.
35 BVerfGE 149, 126, Rn. 75.
36 BVerfGE 128, 193 (210); 133, 168, Rn. 66; 149, 126, Rn. 75.
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II. Methoden der Auslegung

Zur Ermittlung des gesetzgeberischen Willens sind die anerkannten Metho‐
den der Gesetzesauslegung heranzuziehen. Hierzu zählen die Auslegung
anhand des Wortlauts, des Telos, der Systematik des Gesetzes, sowie die
historische Auslegung.37

Die Bedeutung der historischen Auslegung war in der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts einem Wandel unterworfen. Aufgrund der
hohen Bedeutung dieser Auslegungsmethode für diese Arbeit, soll die rele‐
vante Rechtsprechung skizziert werden.38

1. Frühere Rechtsprechung zur historischen Auslegung

Für die historische Auslegung werden die Entstehungsgeschichte und die
Gesetzesmaterialien, wie die Gesetzesbegründung, aber auch Beschlüsse
und Protokolle der Ausschüsse des Bundestags oder Protokolle der Bundes‐
ratssitzungen, herangezogen.

Grundsätzlich zur Bedeutung der historischen Auslegung äußerte sich
der 2. Senat des Bundesverfassungsgerichts bereits im Jahr 1952. Der Senat
betonte, dass den Vorstellungen der am Gesetzgebungsverfahren beteiligten
Organe und ihrer Mitglieder keine entscheidende Bedeutung zukäme. Der
Entstehungsgeschichte sollte nur Bedeutung zukommen, wenn dadurch
die Richtigkeit der Auslegung nach anderen Methoden bestätigt, oder
Zweifel beseitigt werden.39 Diese Gewichtung der Entstehungsgeschichte
wurde auch vom 1. Senat in mehreren Entscheidungen aufgegriffen und
bestätigt.40 In darauffolgenden Entscheidungen hat das Bundesverfassungs‐
gericht die Bedeutung der Gesetzesmaterialen noch weiter relativiert.41 Die

37 BVerfGE 11, 126 (130); 35, 263 (278 f.); 105, 135 (157 f.); 133, 168, Rn. 66. Dieser Kanon
der Auslegungsmethoden ist auch in der Literatur anerkannt, siehe nur Jarass in:
Jarass/Pieroth, GG, Art. 20, Rn. 61 ff.; Reimer, Methodenlehre, Rn. 269; Wienbracke,
Methodenlehre, Rn. 136; Wank, Methodenlehre, S. 168 m. w. N.

38 Zur historischen und aktuellen Diskussion in der rechtswissenschaftlichen Literatur
über die Bedeutung der Gesetzesmaterialien siehe die umfassende Darstellung bei
Frieling, Gesetzesmaterialien, S. 42 ff., 49 ff.

39 BVerfGE 1, 299 (Ls. 2, 312).
40 BVerfGE 6, 55 (75); 6, 389 (431); 10, 234 (244); auch andere Gerichte griffen die

Entscheidung des 1. Senats auf, so BGHZ 13, 265 (277); 23, 377 (390); 36, 370 (376 f.);
42, 182 (183); 188 (200 Rn. 20); BFHE 79, 334 (340 f.).

41 Frieling, Gesetzesmaterialen, S. 69.
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Gesetzesmaterialien „dürften nicht dazu verleiten, die Vorstellung der ge‐
setzgebenden Instanzen dem objektiven Gesetzesinhalt gleichzusetzen“.42

Der gesetzgeberische Wille soll daher nur herangezogen werden können,
wenn er „in dem Gesetz selbst einen hinreichenden Ausdruck gefunden
hat“.43

Der historischen Auslegung sollte nach der früheren Auffassung des Bun‐
desverfassungsgerichts nur eine untergeordnete Bedeutung zukommen.44

2. Aktuelle Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

Nach der Jahrtausendwende hat sich das Bundesverfassungsgericht von
dieser Deutung allerdings abgewendet. Begonnen wurde diese Rechtspre‐
chungsänderung in mehreren Kammerentscheidungen. Mit einem Kam‐
merbeschluss aus dem Jahr 2003 nahm das Bundesverfassungsgericht einen
Verstoß gegen das Willkürverbot an: die Auslegung des Fachgerichts sei
mit dem gesetzgeberischen Willen nicht vereinbar, der in der Begründung
zum Regierungsentwurf zum Ausdruck komme.45 Dabei legte die Kammer
ihrer Entscheidung eine umfassende Analyse der Regierungsbegründung
zugrunde und kam dadurch zu dem Schluss, dass der Gesetzgeber auch den
vom Landgericht abgelehnten Fall mitregeln wollte.46

In einem weiteren Kammerbeschluss aus dem Jahr 2011 stellte das Bun‐
desverfassungsgericht fest, dass die maßgebliche gesetzgeberische Grund‐
entscheidung „unter anderem“ aus den Gesetzesmaterialien zu erschließen
sei.47 In diese Entwicklung fügt sich auch ein Sondervotum der Richter
Voßkuhle, Osterloh und Di Fabio aus dem Jahr 2009 ein. Dort stellten
die Richter fest, dass den Gesetzesmaterialen eine „nicht unerhebliche In‐
dizwirkung“ zukomme.48

Die endgültige Aufwertung der historischen Auslegung erfolgt mit der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2013 zum „Deal“

42 BVerfGE 11, 126 (130); ebenso BVerfGE 62, 1 (45); 119, 96 (179); BGHZ 67, 339 (341).
43 BVerfGE 11, 126 (130); ebenso BVerfGE 13, 261 (268); 62, 1 (45); wann ein „hinrei‐

chend bestimmter Ausdruck“ im Gesetz vorliegt, beantwortet das Gericht gleichwohl
nicht, Frieling, Gesetzesmaterialien, S. 69.

44 Hierzu ausführlich Frieling, Gesetzesmaterialien, S. 68 ff.
45 BVerfG, Beschl. v. 06.06.2003 – 1 BvR 249/02 –, juris, Rn. 15.
46 BVerfG, Beschl. v. 06.06.2003 – 1 BvR 249/02 –, juris, Rn. 15 ff.
47 BVerfG, NJW 2012, 669, Rn. 51.
48 BVerfGE 122, 248 (283) – abw. M.
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